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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

4 StR 301/23 
 

vom 

13. Februar 2024 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

 

wegen Besitzes von Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge u.a. 
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Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 13. Februar 2024 gemäß 

§ 349 Abs. 1 StPO beschlossen: 

 

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts 

Bochum vom 31. Mai 2023 wird als unzulässig verworfen.  

Der Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels zu tra-

gen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hatte den Angeklagten mit Urteil vom 10. Mai 2022 we-

gen Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in fünf Fällen, davon in einem Fall in 

Tateinheit mit Besitz von Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge, zu einer 

Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr und sechs Monaten verurteilt und seine 

Unterbringung in einer Entziehungsanstalt angeordnet. Auf die Revision des An-

geklagten hob der Senat mit Beschluss vom 22. November 2022 das Urteil im 

Maßregelausspruch mit den zugehören Feststellungen auf, verwies die Sache im 

Umfang der Aufhebung an eine andere Strafkammer des Landgerichts zurück 

und verwarf die weitergehende Revision. Mit Urteil vom 31. Mai 2023 hat das 

Landgericht von der Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 

abgesehen. Hiergegen wendet sich der Angeklagte mit seiner auf die Sachrüge 

gestützten Revision. 
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Das Rechtsmittel ist mangels Beschwer des Angeklagten unzulässig 

(§ 349 Abs. 1 StPO). Es entspricht der ständigen Rechtsprechung des Bundes-

gerichtshofs, von der abzuweichen der vorliegende Fall keinen Anlass bietet, 

dass ein Angeklagter ein gegen ihn ergangenes Urteil nicht allein deswegen an-

fechten kann, weil gegen ihn neben der Strafe keine Maßregel nach § 64 StGB 

angeordnet worden ist (vgl. BGH, Urteil vom 21. März 1979 – 2 StR 743/78 

Rn. 16 ff.; Beschluss vom 6. März 2019 – 3 StR 60/19 Rn. 2 mwN). Diese 

Grundsätze gelten auch, wenn nach Aufhebung und Zurückverweisung allein 

noch über die Frage zu entscheiden war, ob die Maßregel anzuordnen sei (vgl. 

BGH, Beschluss vom 26. September 2023 – 5 StR 399/23 Rn. 2). 

Quentin Bartel Rommel 

 Scheuß Momsen-Pflanz 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Bochum, 31.05.2023 ‒ II-1 KLs-42 Js 20/21-2/23 
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